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Salvatorische Klausel

Die Ausführungen und Forderungen der Stellungnahme werden von den Mitgliedern 
der CEDAW-Allianz Deutschland entsprechend ihrem jeweiligen Aufgabengebiet und 
ihrer Zielsetzung getragen. Die CEDAW-Allianz Deutschland eint die Intention einer 
gemeinsamen Stellungnahme aus zivilgesellschaftlicher Perspektive. Dennoch können 
nicht alle Mitglieder jede hier geäußerte Beurteilung und Empfehlung mittragen.

Erläuterung zur Schreibweise

Die CEDAW-Allianz Deutschland verwendet bei der geschlechtsbezogenen Be- und 
Kennzeichnung von Personengruppen das sogenannte Sternchen (*), um Geschlechter
stereotype zu überwinden und vielfältige Geschlechteridentitäten zu berücksichtigen. 

Wenn der Text sich auf externe Quellen bezieht, wenden wir das Gendersternchen am 
Ende der Personenbezeichnung nicht an, denn diese Quellen berücksichtigen bisher 
nur die Kategorien Frauen und Männer und bilden damit nicht die Rechtswirklichkeit im 
Personenstand ab.

Menschen, die sich weder dem weiblichen noch dem männlichen Geschlecht zuordnen, 
haben seit dem 22.12.2018 die Möglichkeit, neben den Angaben „männlich”, „weiblich” 
sowie dem Offenlassen des Geschlechtseintrags in Personaldokumenten die positive 
Bezeichnung „divers” zu wählen. 
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Abkürzungsverzeichnis

BKA Bundeskriminalamt

BMFSFJ	 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BMI	 Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

BMZ	 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

CEDAW	 Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against 
Women (Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau, Frauenrechtskonvention)

DDR	 Deutsche Demokratische Republik
DNS	 Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 

EU	 Europäische Union 

GAP II	 Gender Aktionsplan II

GGO	 Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

GG0/GG1/GG2	 Kennungen zur Gleichberechtigung der Geschlechter

GM	 Gender Mainstreaming

GPA	� Agreement of Government Procurement (Übereinkommen über das 
öffentliche Beschaffungswesen)

ILO International Labour Organization (Internationale 
Arbeitsorganisation)

LGBTIQ	 Lesbian, Gay, Bisexual, Trans, Intersex, Queer (Lesben, Schwule, Bi*, 
Trans*, Inter*, Queer)

MINT	 Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik

MIPAA	 Madrid International Plan of Action on Ageing (Zweiter Weltaltenplan 
der Vereinten Nationen)

ODA	 Official Development Assistance (Öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit)

OECD	� Organisation for Economic Co-operation and Development 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)

SDG	 Sustainable Development Goals (Ziele für nachhaltige Entwicklung)

StGB Strafgesetzbuch

UN	 United Nations (Vereinte Nationen)



UN-BRK	 UN-Behindertenrechtskonvention

UNCED	� United Nations Conference on Environment and Development 
(Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung)

UNFCCC	� United Nations Framework Convention on Climate Change 
(Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen)

WHO	 World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation)

WSI 	 Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut 

WTO	 World Trade Organization (Welthandelsorganisation)



EINLEITUNG

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau (Frauenrechtskonvention, engl.: CEDAW) wurde am 18.12.1979 von 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet und trat am 3.9.1981 in 
Kraft. CEDAW gilt als völkerrechtlich wichtigstes Menschenrechtsinstrument für Mäd-
chen* und Frauen*und verbietet die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und der 
Geschlechtsidentität in allen Lebensbereichen. Es fordert die Vertragsstaaten – darunter 
auch die Bundesrepublik Deutschland – auf, die faktische Gleichstellung der Geschlechter 
zu erwirken. Die Umsetzung der Frauenrechtskonvention bezeugen die Vertragsstaaten 
mit periodischen Staatenberichten, welche dem CEDAW-Ausschuss vorgelegt werden 
müssen. 

Aus Anlass des 40. Jubiläums der Frauenrechtskonvention sowie des 25. Jubiläums der 
Pekinger Erklärung und Aktionsplattform überreicht die CEDAW-Allianz Deutschland der 
Bundesregierung eine Stellungnahme zum Stand der Frauenrechte in Deutschland. Diese 
Stellungnahme wurde von der CEDAW-Allianz Deutschland im Rahmen des regelmäßi-
gen Prüfverfahrens der Umsetzung von CEDAW erarbeitet. Sie beschreibt anhand ausge-
wählter Beispiele den Stand der angestrebten Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
auf Grundlage des Geschlechts in Deutschland aus Sicht der Zivilgesellschaft.
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1 ÜBERGREIFENDE THEMEN 
1.1 Digitale Transformation geschlechtergerecht gestalten

Die digitale Transformation schreitet in allen Lebensbereichen voran. Sie wirkt sich be-
reits heute stark auf die ökonomischen, politischen, sozialen und kulturellen Rahmenbe-
dingungen unserer Gesellschaft aus. Deshalb ist von besonderer Bedeutung, dass schon 
vorhandene strukturelle geschlechterspezifische Diskriminierungen in diesem gesamt-
gesellschaftlichen Transformationsprozess nicht weiterhin reproduziert oder verschärft 
werden.1

Geschlechtersensible Bildung ist Voraussetzung und Instrument, den digitalen Wandel 
gerecht zu gestalten. Trotzdem zeichnet sich hier eine Lücke zwischen den Geschlechtern 
zu Ungunsten von Mädchen und Frauen ab2. Auch verändert sich die Arbeitswelt in gro-
ßem Maße: Auf arbeitsmarktpolitischer Ebene hat sie einen unmittelbaren Effekt auf die 
Beschäftigungsperspektiven und -verhältnisse, auf betrieblicher Ebene wirkt sie sich auf 
die konkreten Arbeitsbedingungen aus. Überdies findet längst politische Willensbildung 
über digitale Kommunikation statt: Kampagnen und zivilgesellschaftliche Initiativen im 
Netz müssen für alle Geschlechter gleichermaßen zugänglich und sicher sein. Hier ist 
digitale Gewalt gegen Mädchen* und Frauen* ein großes Hemmnis für gleichberechtigte 
Teilhabe. 

Es ist zu begrüßen, dass die Umsetzungsstrategie der Bundesregierung „Digitalisierung 
gestalten“ die Digitalisierung als Querschnittsthema aller Politikfelder anerkennt3. Die 
Notwendigkeit für einen geschlechterpolitischen Gestaltungsauftrag als Querschnitts-
aufgabe sieht die Bundesregierung jedoch nur für einige wenige Themenfelder; beispiels-
weise beim Schutz von Mädchen und Frauen vor digitaler Gewalt und dem MINT-Ak-
tionsplan. So findet in der „Strategie Künstliche Intelligenz“ der Bundesregierung4 und 
der Digitalstrategie des Bundesministeriums für Bildung und Forschung „Digitale Zukunft: 
Lernen. Forschen. Wissen“5 ein geschlechterpolitischer Ansatz keine Berücksichtigung. 
Trotz Entschließung des Europäischen Parlaments vom 28. April 2016 zur „Gleichstellung 
der Geschlechter und Stärkung von Frauen im digitalen Zeitalter“6 bleiben viele der im 
Haushaltsentwurf 2020 für die Zukunft von Forschung, Wirtschaft und Infrastruktur wei-
chenstellend vorgesehenen Investitionen ohne Angaben zu Gleichstellungsmaßnahmen.

Die CEDAW-Allianz Deutschland bittet den CEDAW-Ausschuss seine Allgemeinen Emp-
fehlungen um eine weitere zu ergänzen, die auf die digitale Transformation und deren 
Diskriminierungspotential auf Grundlage des Geschlechtes Bezug nimmt.
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1.2 Antidemokrat*innen entgegentreten

Vertragstext CEDAW: Chapeau Absatz 10; Artikel 1, 2 (d) und (e), 7
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 25 (e) 

In Deutschland werden die rechtspopulistischen und -extremen Gruppierungen immer 
stärker, die nicht die Gleichstellung der Geschlechter verlangen, sondern die „natürliche“ 
Differenz zwischen Mann und Frau betonen. Antidemokratische, antipluralistische und 
antifeministische Positionen sind keine Randerscheinungen mehr. Rechtspopulist*innen 
und Rechtsextremist*innen diffamieren Bestrebungen, bestehende Diskriminierungen 
aufgrund des Geschlechts abzubauen und rufen polemisch zum Kampf gegen eine soge-
nannte „Genderideologie“ auf. Die in fast allen Parlamenten vertretenen Abgeordneten 
der rechtspopulistischen Parteien propagieren in ihren parlamentarischen Anfragen und 
Anträgen frauenfeindliche Positionen und fordern beispielsweise Kürzungen der Frauen- 
und Mädchenförderung sowie der Beratungs- und Unterstützungsangebote.

Trotz der aufgelisteten Versäumnisse in den Abschließenden Bemerkungen des 
CEDAW-Ausschusses 2017 verfolgen die Bundes- und Landesregierungen immer noch 
keine kohärente Gleichstellungs- und Antidiskriminierungspolitik. Das zu begrüßende 
Bundesprogramm zur Rassismusbekämpfung und Demokratieförderung „Demokratie 
leben!“7 reicht hier nicht aus, die zunehmende Infragestellung der Frauenrechte durch 
fundamentalistische, rechtspopulistische und rechtsextreme Akteur*innen aufzuhalten. 
Diese unzureichenden Maßnahmen der Bundes- und Landesregierungen gefährden ins-
besondere Mädchen* und Frauen*, die durch das Zusammenwirken verschiedener Dis-
kriminierungsformen wie Ethnizität, Glauben, sexuelle Orientierung und Identität, Kör-
perlichkeit etc. mehrfachdiskriminiert werden. Sie werden so an ihrer gleichberechtigten 
ökonomischen, kulturellen, gesellschaftlichen und politischen Teilhabe erheblich einge-
schränkt.

Akteur*innen, die sich für die Rechte dieser Gruppen einsetzen, erleben bereits verein-
zelt körperliche Angriffe. Den Behörden sind auch sogenannte Feindeslisten aus rechts
extremen Kreisen bekannt.8 Aktivist*innen werden darüber meist nicht informiert, ob 
und mit welchen Daten sie auf solchen Listen erfasst sind, da das BMI und BKA sie nicht 
als gefährdungsrelevant einstufen. Das durch CEDAW verbriefte Recht auf Partizipation 
von Frauen* wird hier nicht angewandt und es kommt zu Shrinking Space für die Zivil
gesellschaft, obwohl die Bundesregierung Frieden und Sicherheit im Inneren gewähr
leisten muss. 
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2 STEREOTYPE, BILDUNG, TEILHABE
2.1 Rollenbilder und Geschlechterstereotype

Vertragstext CEDAW: Artikel 5
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 3, 25 und 27
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 21 und 22

Rollenbilder in der Gesellschaft

Diskriminierende Stereotype hinsichtlich gesellschaftlicher Rollen und Aufgaben von 
Mädchen* und Frauen* behindern den Fortschritt in der Geschlechtergleichstellung. In 
Deutschland wird eine Politik der Fehlanreize (z. B. das Ehegattensplitting, die Regelun-
gen zu Minijobs oder die Besteuerung Alleinerziehender) weiter fortgesetzt und somit 
Ungleichheit ständig reproduziert und festgeschrieben.

Sexismus und Geschlechterklischees sind vielfach in der Werbung, aber auch in Poli-
tik-Kampagnen9 zu beobachten. Der Schutz vor geschlechterdiskriminierender und rassis-
tischer Werbung ist in Deutschland nicht ausreichend gegeben. Der Deutsche Werberat 
kann diesen Schutz nicht hinreichend sichern, da er kein Verbot von Werbung ausspre-
chen darf und keine ausreichenden Sanktions- und Durchsetzungskompetenzen hat. 

Neue Medien tragen darüber hinaus maßgeblich zum Fortbestehen tradierter Ge-
schlechterstereotype bei. Sie spielen für Kampagnen, Wahlkämpfe und zivilgesellschaft-
liche Initiativen eine immer wichtigere Rolle. Nur wer sichtbar ist und sich angesprochen 
fühlt, kann Politik und Gesellschaft mitgestalten. Die verstärkte Teilhabe von Mädchen* 
und Frauen* im Netz ist eine Notwendigkeit, um sie und ihre Anliegen sichtbar zu machen 
und somit Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen. Aktuelle Studien bestätigen jedoch, 
dass in Neuen Medien Mädchen und Frauen unterrepräsentiert sind und oft stereotyp 
dargestellt werden.10
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2.2 Bildung

Vertragstext CEDAW: Artikel 10
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 3

Die Bedeutung digitaler Kompetenzen für alle – Kinder, Jugendliche und Erwachsene jeden 
Alters – wird von zentralen Akteur*innen unseres Bildungssystems fortlaufend betont. Je-
doch findet die Erkenntnis, dass Mädchen* und Frauen* bislang nicht gleichberechtigt von 
diesen Prozessen profitieren, in den Strategiepapieren von Bund11 und Ländern12 kaum Be-
rücksichtigung. Die Gründe für die geringe Präsenz von Frauen* in MINT-Berufen liegen vor 
allem im Bildungssystem, d.h. in geschlechterstereotypen Erziehungsmustern von Eltern, 
Erzieher*innen, Lehrkräften und Berufsberater*innen, die Mädchen* und Jungen* spezielle 
Fähigkeiten zuschreiben. Das Interesse von Mädchen an MINT-Fächern in deutschen Schu-
len und Elternhäusern wird weniger gefördert als in vielen anderen Ländern Europas.13 Die 
unzureichenden Maßnahmen des Bundes und der Länder und das Fehlen gleichstellungs-
politischer Maßnahmen und Ziele in Strategien zur Digitalisierung haben negative Auswir-
kungen auf den Bildungserfolg, die berufliche Ausbildung und Entwicklung sowie gesell-
schaftliche Teilhabe von Mädchen* und Frauen* und vergrößert den Digital Gender Gap14.

2.3 Teilhabe in Entscheidungsgremien

Vertragstext CEDAW: Artikel 2, 3, 7 (c) 
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 23 und 27
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 17 (a) und (b), 31 und 32

Entscheidungsgremien in der Politik

Auch 70 Jahre nach der Verankerung des Gleichberechtigungsgebots in Artikel 3 Grund-
gesetz bleiben weiterhin strukturell bedingte Benachteiligungen für Frauen* in Entschei-
dungsgremien der Politik bestehen.15 Die internen Regelungen in den jeweiligen Parteien 
zur Erhöhung des Frauenanteils sind unterschiedlich und so variiert der Frauenanteil zwi-
schen 11 % und 58 %. Mit der Bundestagswahl 2017 sank der Anteil weiblicher Abge-
ordneter mit 30,7 % auf den Stand von 1998. In den Landesparlamenten stellt sich die 
Entwicklung zwischen 26,6 % und 40,6  % ähnlich dar. Auf kommunaler Ebene ist die Re-
präsentanz von Frauen mit durchschnittlich 27 % noch sehr viel schwächer.16 Noch mas-
siver ist die Unterrepräsentanz von weiblichen Abgeordneten mit Migrationsgeschichte. 
Sowohl auf der Bundes- und Länder- als auch auf kommunaler Ebene entspricht der Anteil 
der zugewanderten Abgeordneten nicht annähernd ihrem Bevölkerungsanteil. In den Par-
lamenten spiegelt sich demnach die gesellschaftliche Vielfalt nicht wider. Darüber hinaus 
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gibt es keine Teilhabe- und Mitgestaltungsrechte in den Konzepten und Regelungen für 
Menschen mit dem Personenstand „divers” und „offenen“ Personenstand. 

Entscheidungsgremien im Gesundheitswesen

Während etwa zwei Drittel der Beschäftigten im Gesundheitswesen – d.h. in Kranken-
häusern und Arztpraxen, bei Krankenkassen, Institutionen und Verbänden – Frauen* sind, 
sind sie in den Entscheidungs- und Spitzenpositionen und -gremien des Gesundheitswe-
sens konstant unterrepräsentiert. In vielen Organisationen ist nicht einmal jede zehnte 
Führungskraft eine Frau*. Obwohl 60-70 % der Medizinstudierenden Frauen sind, haben 
nur 10 % der Ärztinnen eine Spitzenposition inne.17 

Entscheidungsgremien im Ehrenamt

In Deutschland gibt es ca. 580.000 Vereine, die für das gesellschaftliche, politische, 
ökonomische und kulturelle Zusammenleben eine äußerst bedeutsame Rolle spielen.18 
Untersuchungen weisen darauf hin, dass es hier zu wenige Frauen in ehrenamtlichen Füh-
rungspositionen gibt.19 Hinsichtlich der Wahl von Delegierten, der Besetzung von Posi-
tionen wie Schriftführer*innen, Kassier*innen, Beisitzer*innen, Stellvertreter*innen und 
Vorsitzenden existieren geschlechterungleiche Hierarchien. Diese verstärken sich von 
der örtlichen, regionalen bis zur Landes- und Bundesebene. Für eine geschlechtergerech-
te Vereins- und Verbandskultur fehlen Vorbilder als auch Mustervorlagen beispielsweise 
für Satzungen, Wahl-, Schieds-, Finanz- und Geschäftsordnungen sowie Richtlinien zur 
Regelung der zivilgesellschaftlichen Organisationen. Begrüßenswert ist die sich in der 
Gründung befindende „Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt”20, wobei je-
doch noch nicht erkenntlich ist, inwieweit Geschlechtergerechtigkeit und Diversitätsori-
entierung hier wirklich als Querschnittsaufgaben verankert werden.
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3 INSTITUTIONELLE MECHANISMEN 
3.1 Gender Mainstreaming

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 17 (a) und (b),  
18 (a) und (b)

Institutionelle Mechanismen sind Werkzeuge der Gleichstellungspolitik. Sie müssen ver-
bindlich beschlossen werden. Gender Mainstreaming (GM) ist eine tiefgreifende Strate-
gie, denn es werden alle Ressorts gefordert, Gleichstellungsziele zu formulieren und zu 
erreichen, ob auf der Bundes-, Landes- oder kommunalen Ebene. Je mehr das gelingt, 
umso besser werden die Rechte der Frauen* durchgesetzt und desto gerechter werden 
die Geschlechterverhältnisse gestaltet. In Deutschland fehlt es nicht an Beschlüssen und 
Vereinbarungen, aber der politische Wille zur Umsetzung ist nicht überall gegeben.

Die Umsetzung von Gender Mainstreaming kommt in Deutschland nur mangelhaft voran. 
Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für die Anwendung von Methoden des GM, an Struk-
turen für die Umsetzung und am Kompetenzaufbau für die Akteur*innen. Entsprechend 
werden weder Anreize zur Umsetzung von GM gesetzt noch ist eine Rechenschaftspflicht 
verankert oder eine Evaluation gewährleistet. Es fehlt ein Nationaler Aktionsplan zur 
Gleichstellung der Geschlechter, der präzise Ziele, Indikatoren, Maßnahmen, Fristen, ein 
Monitoring, Sanktionen und ein Partizipationsverfahren enthält. 

Gleichstellungsbezogene Folgenabschätzung von Politikprogrammen, Aktionsplänen und 
Projekten sind nicht die Regel, ihr Einfluss ist nicht untersucht. Es gibt keine Informati-
onen, wie viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst des Bundes, der Länder und Kom-
munen regelmäßig und systematisch an Maßnahmen zum Kompetenzaufbau im Bereich 
Gleichstellung teilnehmen und was getan wird, um diese Anzahl ggf. zu erhöhen. Unklar 
ist, wann die im Koalitionsvertrag vereinbarte Bundesstiftung Gleichstellung (Gender In-
stitut)21 ihre Arbeit aufnehmen wird, ob ihr Aufgaben wie Wissenstransfer, Bereitstellung 
von geschlechterdifferenzierten Daten, Politikberatung, Entwicklung von Gleichstellungs-
indikatoren, Unterstützung und Vernetzung gleichstellungspolitischer Akteur*innen zu-
gewiesen werden und welche Ressourcen dafür zur Verfügung stehen.22

3.2 Gender Budgeting

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 17 (c) und 18 (c)

Gender Budgeting wird auf der Bundesebene nicht umgesetzt und in einigen Ländern und 
Kommunen nur partiell angewandt.23 Mögliche diskriminierende Auswirkungen der Ver-
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wendung öffentlicher Mittel aus Steuereinnahmen und anderen öffentlichen Ausgaben 
werden trotz der seit 2001 bestehenden Verpflichtung zur gleichstellungsorientierten 
Gesetzesfolgenabschätzung bislang nicht geprüft.24 Im Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung sind mit der Entwicklung einer ressortübergreifenden Gleichstellungsstrategie 
sowie der Umsetzung eines entsprechenden Aktionsplanes allerdings Vereinbarungen 
getroffen worden, die die Anwendung von Gender Budgeting als ein zentrales Instrument 
zur Zielerreichung dringend erfordern würden. Dazu müsste beim Einsatz der Mittel die 
Prüfung der Wirkung auf die de facto-Gleichstellung im Lebensverlauf und in allen Le-
benslagen von Mädchen* und Frauen* und Jungen* und Männern* ein integrierter Be-
standteil des Haushaltszyklus werden. Auch die Prüfung der Wirkung des Steuerrechts/
der Besteuerung hinsichtlich der Gleichstellung von Frauen* und Männern* müsste Teil 
der Haushaltsanalysen werden, damit gegenteilige Effekte beseitigt werden können.

Nachhaltiges und inklusives Wachstum muss unter der Maßgabe der Geschlechterge-
rechtigkeit langfristig gesichert sowie Geschlechtergleichstellung als zentrales Kriterium 
für wirtschaftliche Gerechtigkeit etwa in der Handels- und Bankenpolitik sowie in allen 
Mechanismen der Finanzregulierung verankert werden. Die Mittel für Innovation in For-
schung und Entwicklung müssen geschlechtergerecht eingesetzt werden und dabei In-
strumente des Gender Budgeting zum Einsatz kommen. Die Bundesregierung hat sich 
im Agreement of Government Procurement (GPA) im Rahmen der WTO25 verpflichtet, 
auch Gleichstellungskriterien bei der öffentlichen Auftragsvergabe anzuwenden. Deshalb 
muss sie das Bundesvergaberecht entsprechend revidieren.

3.3 Gleichstellungsbeauftragte

Vertragstext CEDAW: Artikel 13, 14

Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte des Bundes, der Länder und Kommunen sind 
wichtige Akteur*innen institutioneller Gleichstellungspolitik.26 Die Bundes- und Landes-
gleichstellungsgesetze müssen darauf abzielen, über den Lebensverlauf in allen Lebens-
bereichen Gleichstellung herzustellen. Rahmenbedingungen und Befugnisse der Frauen- 
und Gleichstellungsbeauftragten sind gesetzlich jedoch sehr unterschiedlich ausgestaltet. 
Dies bedingt große Disparitäten in den Möglichkeiten institutioneller Gleichstellungspo-
litik in den Kommunen und Landkreisen insbesondere zwischen urbanen und ländlichen 
Räumen. Eine Vereinheitlichung der Gleichstellungsgesetze der Länder ist dringend er-
forderlich. Sie muss wichtige Standards wie die Verpflichtung der Länder und Kommu-
nen zur Aufstellung gleichstellungspolitischer Rahmenpläne, die Hauptamtlichkeit und 
Qualifikation von Gleichstellungsbeauftragten, ausreichende personelle und finanzielle 
Ressourcen sowie klar definierte Sanktionsmöglichkeiten beinhalten. 
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Darüber hinaus fehlt es auch an einer vergleichbaren Struktur für die Arbeit von kom-
munalen, landes-, bundes- und behördlichen Gleichstellungsbeauftragten, um eine 
konsistente Gleichstellungspolitik umzusetzen. Die Überprüfung der Umsetzung der 
Landesgleichstellungsgesetze muss erfolgen, besonders betrifft dies die Bestellung und 
Ausstattung von kommunalen und behördlichen Gleichstellungsbeauftragten.

Im Rahmen der Arbeit der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ hat die Bun-
desregierung die Ungleichheit der institutionellen Rahmenbedingungen der Gleichstel-
lungspolitik und die damit einhergehenden (infra-)strukturellen Unterschiede in Unter-
stützungssystemen nicht thematisiert.

3.4 Gleichwertiger Menschenrechtsschutz im Föderalismus

Vertragstext CEDAW: Artikel 1, 2
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 11 und 12
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 11 und 12 

Der CEDAW-Ausschuss hat nachdrücklich gefordert, dass Mädchen* und Frauen* in allen 
Bundesländern ein gleicher garantierter Anspruch auf die ihnen in CEDAW verbrieften 
Rechte zukommen muss. Bislang gibt es in der Bundesregierung keine Ansätze, um dieser 
Anforderung nach der Garantie einer föderal kohärenten Umsetzung von CEDAW und 
anderer Menschenrechtsabkommen nachzukommen. Dabei könnte die Bundesregierung 
den Bundeszwang (Grundgesetz Artikel 72) für die Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse anwenden oder mit Artikel 91a-d des Grundgesetzes die Umsetzung der 
Mädchen- und Frauenrechte als Gemeinschaftsaufgabe definieren, an sich ziehen und 
sich dazu in einer Föderalismuskommission mit den Ländern einigen. Unerlässlich ist die 
Anhörung und das Einbeziehen von Frauenrechtsorganisationen, Zivilgesellschaft und 
Expert*innen.

3.5 Nationaler Aktionsplan CEDAW

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 8 und 12

Die Bundesregierung nutzt bislang keine institutionellen Mechanismen, um das Abkom-
men, die Abschließenden Bemerkungen und die Allgemeinen Empfehlungen von CEDAW 
im föderalen System systematisch, inklusiv und für alle zugänglich umzusetzen. Bislang 
gibt es keinen Nationalen Aktionsplan mit Beteiligungsverfahren für die Zivilgesellschaft.
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4 ERWERBSLEBEN 
4.1 �Gleichstellung von Frauen* und Männern* im Erwerbsleben

Vertragstext CEDAW: Artikel 11
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 13, 17, 26, 29 und 36
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 31, 32, 33, 34, 35 und 36

Trotz erklärter Zielsetzung der Bundesregierung ist die Gleichstellung von Frauen und 
Männern im Erwerbsleben nicht erreicht. Der Arbeitsmarkt ist horizontal und vertikal se-
gregiert. Frauen arbeiten überwiegend in Branchen mit geringer Entlohnung und wenig 
Entwicklungsmöglichkeiten. In Führungspositionen sind sie unterrepräsentiert.27 Gender 
Pay Gap und Migration Pay Gap sind nach wie vor hoch.28 Für Alleinerziehende und die 
Frauen, die das Haushaltseinkommen für sich, ihre Kinder und/oder ihre Partner*innen 
erwirtschaften, wirken sich die arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen besonders 
nachteilig aus. Alleinerziehende (90 % Frauen) und ihre Kinder haben mit 41,5 % das 
höchste Armutsrisiko aller Familien.29

In Deutschland arbeiten Frauen deutlich seltener als Männer in einer leitenden Stellung. 
Dies gilt besonders für teilzeitbeschäftigte Frauen, aber auch für Frauen in Vollzeitbe-
schäftigung.30 Großer Nachholbedarf bei der Gleichstellung von Frauen in Leitungs
positionen besteht auch im öffentlichen Dienst: In der Bundesverwaltung z. B. betrug der 
Frauenanteil an Führungspositionen im Jahr 2018 nur 34 %. 22 der 24 obersten Bundes-
behörden beschäftigten weniger Frauen als Männer in Leitungsfunktionen. Eine Verbes-
serung gegenüber dem Vorjahr wurde nicht erzielt.31

Frauen sind weitaus häufiger als Männer ausschließlich geringfügig beschäftigt, ihr An-
teil an allen Minijobber*innen beträgt 62 %. Hinter der Entscheidung für einen Minijob 
stecken, insbesondere bei Müttern, häufig strukturelle Zwänge wie fehlende Kinderbe-
treuungsangebote und mangelnde Familienorientierung in Unternehmen. Das Ehegatten-
splitting im Einkommensteuerrecht und die beitragsfreie Mitversicherung von Ehegatt*in-
nen in der gesetzlichen Krankenversicherung können die Entscheidung für einen Minijob 
ebenfalls beeinflussen. Minijobs gehen oft mit einem hohen Armutsrisiko einher32, dem 
Frauen mit Behinderung in besonderem Maße ausgesetzt sind. Nahezu die Hälfte aller 
Frauen mit Behinderung zwischen 18 und 64 Jahren ist von Armut bedroht oder betrof-
fen.33 Frauen mit Flucht- oder Migrationsgeschichte machen seit Jahrzehnten die Erfah-
rung, dass sie in prekäre Arbeitsverhältnisse gedrängt werden. Sie werden nach wie vor 
an gleichberechtigter ökonomischer Teilhabe gehindert.34 

Heute sind nahezu alle Berufe von Digitalisierungsprozessen betroffen. Die Aufgabentei-
lung von Erwerbs-, Haus- und Sorgearbeit sowie die Verteilung von Frauen und Männern 
auf Branchen, Berufe und Tätigkeiten führen dazu, dass sich der digitale Wandel unter-
schiedlich auf weibliche und männliche Beschäftigte auswirkt.35 
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4.2 Arbeitszeiten umverteilen – Sorgearbeit gerecht aufteilen

Vertragstext CEDAW: Artikel 11
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 13, 17, 25, 26, 29 und 36
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 22 (a), 39 und 42

Die durchschnittlichen wöchentlichen Erwerbsarbeitszeiten von Frauen und Männern 
weichen in Deutschland deutlich voneinander ab: Der Gender Time Gap beträgt aktuell 
8,4 Stunden. Nur jeder zehnte sozialversicherungspflichtig beschäftigte Mann arbeitet in 
Teilzeit, aber fast jede zweite Frau.36 Frauen verrichten im Durchschnitt täglich 87 Minu-
ten mehr Haus- und Sorgearbeit als Männer. Das entspricht einem Gender Care Gap von 
rund 53 %. Die Inanspruchnahme von Elternzeit und Elterngeld durch Väter wird maß-
geblich vom Verständnis der Arbeitgeber*innen und durch die Arbeitszeitflexibilität im 
Betrieb beeinflusst. Dabei erweist sich die Familiengründung für die Aufgabenteilung in 
der Familie als besonders tiefgreifend. Die Erwerbstätigenquote von Müttern mit Migra-
tionsgeschichte liegt nach Familiengründung deutlich unter der von Müttern ohne Migra-
tionsgeschichte.37

Hochgerechnet tragen heute 13 % der 50- bis unter 60-Jährigen und 18 % der Beschäf-
tigten über 60 Jahren Pflegeverantwortung. Frauen in Pflegehaushalten leisten mit 57 % 
deutlich häufiger Pflegearbeit als Männer. Insbesondere die zeitintensive Pflege wird oft 
von Frauen geleistet. Frauen reduzieren wegen der Pflege tendenziell ihre Wochenarbeits-
zeit, die wenigen pflegenden Männer ziehen sich eher ganz vom Arbeitsmarkt zurück.38

Für Pflegebedürftige und Pflegende gibt es keine ausreichende Betreuungsinfrastruktur 
mit niedrigschwelligen Angeboten. Die Entlastungsangebote durch Pflegezeit- und Fami-
lienpflegezeitgesetz werden kaum genutzt: Die Freistellungen nutzten 2017 82.000 Per-
sonen, das sind 4,3 % aller erwerbstätigen pflegenden Angehörigen.39 

4.3 Entgeltgerechtigkeit und Aufwertung sozialer Berufe

Vertragstext CEDAW: Artikel 11
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 13, 17, 26, 27, 29 und 36
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 33, 34 und 36

In Deutschland verdienen vollzeitbeschäftigte Frauen in fast allen Wirtschaftszweigen im 
Durchschnitt weniger als ihre männlichen Kollegen. Die Branche ist dabei einer der wich-
tigsten Einflussfaktoren.40



Recht auf Gleichstellung 17

Die Evaluation des Entgelttransparenzgesetzes hat gezeigt, dass dessen Ziel, das Ge-
bot des gleichen Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit 
durchzusetzen, nicht erreicht werden konnte: Nur 2 % der befragten Beschäftigten haben 
ihren Auskunftsanspruch genutzt; 14 % der Unternehmen erhielten Auskunftsanfragen. 
Weniger als die Hälfte der dazu aufgeforderten Unternehmen überprüften ihre Entgelt-
strukturen. In einer ersten Stichprobe sind nur 22,8 % der befragten Unternehmen ihrer 
Lageberichtspflicht nachgekommen. Ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft 
fehlt bis heute.41

Im Non-Profit-Bereich mit seinen rund 615.000 Organisationen und Institutionen sind 
mehr als 75 % der rund 2,6 Millionen hauptamtlich Beschäftigten weiblich. Trotz seiner 
gleichstellungspolitischen Relevanz wird der Non-Profit-Bereich von gleichstellungspoli-
tischen Gesetzen und Maßnahmen unzureichend erfasst.42 

Frauendominierte Berufssegmente mit einem Frauenanteil von über 70 % finden sich vor 
allem in den personenbezogenen Dienstleistungsberufen: Frauen stellen den größten 
Anteil an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Gesundheitsdienstberufen, 
Reinigungsberufen sowie sozialen und kulturellen Dienstleistungsberufen.43 Frauen mit 
Migrations- und Fluchtgeschichte sind öfter darauf angewiesen, trotz höherer Bildungs-
abschlüsse Pflege- oder Reinigungsberufe auszuüben44, weil der Bildungsabschluss aus 
ihrem Herkunftsland in Deutschland nicht anerkannt wird.45

Die in diesen Berufen geleistete Arbeit wird bis heute gering bewertet und entgolten. Hö-
here Anforderungen und Belastungen wirken sich in überwiegend von Männern ausgeüb-
ten Berufen stärker auf die Verdiensthöhe aus; mit steigenden beruflichen Anforderungen 
und Belastungen sind für Männer höhere Entgeltzuwächse verbunden als für Frauen.46

Die strukturellen Nachteile im Erwerbsleben wirken in der Alterssicherung von Frauen 
fort: Sie beziehen ein etwa um die Hälfte niedrigeres eigenständiges Alterssicherungs-
einkommen als Männer. Der Gender Pension Gap berücksichtigt alle drei Säulen der Al-
terssicherung in Deutschland (gesetzliche Rentenversicherung bzw. Beamtenversorgung, 
betriebliche und private Alterssicherung) und ist sowohl Ausdruck niedrigerer eigener 
Ansprüche in der gesetzlichen Rente als auch des selteneren Zugangs von Frauen zu Be-
triebsrenten und privater Altersvorsorge. Dort, wo Frauen Zugang haben, erwerben sie im 
Durchschnitt geringere Ansprüche.47 Es fehlt eine Berechnung des Migration Pension Gap.
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4.4 �Wirtschaftliche Folgen von Scheidungen und Trennungen für 
in der DDR geschiedene Frauen*

Vertragstext CEDAW: Artikel 11, 16
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 25, 27, 29 und 34
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 49 (d) und 50 (d)
Zwischenbericht Deutschland März 2019
CEDAW/OP/Inquiry/2012/Germany/1

Die Bundesregierung ist in ihrem Koalitionsvertrag den Abschließenden Bemerkungen 
CEDAW von 2017 nicht gefolgt. Sie will kein „staatliches Entschädigungssystem zur 
Wiedergutmachung durch Ergänzung der Renten von Frauen, die sich in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik geschieden haben“, einführen. Sie strebt stattdes-
sen einen Härtefallfonds an, der lediglich der Hälfte der Betroffenen zugutekäme, deren 
Renteneinkommen an und unter der Armutsgrenze liegt. Sie will sich explizit nicht auf die 
den Frauen* seit der Einheit vor 30 Jahren aberkannten Rentenansprüche und die damit 
verbundene Diskriminierung beziehen. So bleiben 50 % der Frauen* vom Verlust von ca. 
einem Drittel ihrer verdienten Rente betroffen. Die Bundesregierung hat in ihrem Zwi-
schenbericht 2019 an CEDAW erneut abgestritten, dass diesen Frauen* Rentenansprüche 
aberkannt wurden. Die Bundesregierung räumt in vielen Quellen ein, dass den Frauen* 
Unrecht geschah und beharrt im Widerspruch dazu darauf, die Diskriminierung der Frau-
en* gegenüber ihren Ex-Ehemännern* nicht zu beseitigen, die vom Gesetzgeber zur Zeit 
der Einheit verursacht wurde. Wir sehen mit großer Besorgnis, wie die Bundesregierung 
im Zwischenbericht dazu die Empfehlung des CEDAW-Ausschusses zurückweist und wie 
sie im nationalen Dialog mit den Betroffenen und in Gremien der Entscheidungsfindung 
die Verbindlichkeit der Empfehlungen von CEDAW negiert.
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5 GEWALT GEGEN MÄDCHEN* UND FRAUEN* 
5.1 Umsetzung der Istanbul-Konvention

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 25 und 26 

Die Ratifizierung der Istanbul-Konvention setzt wichtige politische Signale zur Bekämp-
fung von Gewalt gegen Mädchen* und Frauen*. Jedoch fehlen für die systematische 
Umsetzung die erforderlichen Strukturen, wie staatliche Koordinierungsstellen und ein 
unabhängiges Monitoring. Der Vorbehalt bezüglich Art. 59, 2 und 3 muss zurückgezo-
gen werden, damit jede Frau* unabhängig vom Aufenthaltsstatus vor Gewalt geschützt 
werden kann. Es liegt keine bundesweite politische Präventionsstrategie für den Umgang 
mit Gewalt gegen Mädchen* und Frauen* vor.

Die Praxis zeigt, dass bei häuslicher Gewalt, insbesondere bei Anordnungen nach dem 
Gewaltschutzgesetz häufig entgegenstehende Regelungen zum Sorge- und Umgangs-
recht getroffen werden.48 Das geltende Kindschaftsrecht berücksichtigt diese Konstel-
lation nicht ausdrücklich, die Angehörigen der Rechtsberufe und Jugendhilfe sind nicht 
ausreichend sensibilisiert. Das hohe Gefährdungspotenzial von Umgangskontakten wird 
regelmäßig nicht erkannt. Folglich fehlt es an der Aussetzung oder Kontrolle des Um-
gangs. Die Gefährdung von Frauen* und ihren Kindern wird in Kauf genommen.

5.2 Hilfestrukturen für gewaltbetroffene Mädchen* und Frauen*

Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 19
Abschließenden Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 25

Das gesamte Hilfesystem in Deutschland ist lückenhaft: Fachberatungsstellen für sexu-
alisierte Gewalt sind in Deutschland nicht flächendeckend und nicht mit erforderlichen 
Kapazitäten vorhanden. Die Versorgung von Mädchen und Frauen mit ambulanten psy-
chosozialen Angeboten ist unzureichend.49 Die eingeschränkte Erreichbarkeit und langen 
Wartezeiten auf Beratungstermine haben gravierende Folgen für die Betroffenen. Zu ge-
ringe Personalkapazitäten führen zu einer Reduzierung der Öffentlichkeits- und Präven-
tionsarbeit. Längere Beratungsverläufe, Begleitung zu Behörden und die Unterstützung 
von Angehörigen können trotz Bedarfs oft nicht geleistet werden.50 Nur jede vierte Fach-
beratungsstelle ist barrierefrei. Diese sind für Mädchen und Frauen mit Behinderungen 
oftmals nicht zugänglich, eine entsprechende Unterstützung kann nicht erfolgen.51 Die 
mobile psychosoziale Beratung von Frauen und ihren Kindern bei Gewalterfahrung ist nur 
in wenigen Regionen verfügbar.52 
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Der Schutz im Frauenhaus ist in Deutschland für schutzsuchende Frauen* und ihre Kinder 
nicht flächendeckend gesichert, es fehlen Plätze und entsprechendes Personal.53 Es fehlt 
ein bundesweites Konzept für den Schutz: Hier sind der Bund in der Koordinierung und die 
für die Strukturen zuständigen Länder und Kommunen gefragt. 

Es fehlt eine bundeseinheitliche gesetzliche Regelung für die Finanzierung von Frauen-
häusern und Beratungsstellen. Die Finanzierung von Kosten für Sprachmittlung in Frauen-
häusern und Fachberatungsstellen ist vielerorts nicht gewährleistet.54

Angebote für Täter*innen aus dem Bereich der häuslichen Gewalt im Sinne der Prävention 
gibt es nicht flächendeckend, die personellen Ressourcen sind nicht bedarfsgerecht. An-
gebote in anderen Sprachen gibt es nur vereinzelt.55

5.3 Zugang zu Frauenhäusern 

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 25 und 26 

Der Zugang zum Schutz im Frauenhaus ist für gewaltbetroffene Frauen* und ihre Kinder 
nicht gesichert. Schutzsuchende Frauen* und ihre Kinder können regelmäßig aus Platz-
mangel in Frauenhäusern nicht aufgenommen werden. Zugangshürden für Migrant*in-
nen und geflüchtete Frauen* sind ausländerrechtliche Regelungen, wie z. B. fehlende 
Leistungsansprüche und die Residenzpflicht. Für Frauen mit Behinderungen, mit Sucht-
problemen, mit jugendlichen Kindern sowie für Transfrauen gibt es häufig keine geeigne-
ten Frauenhausplätze. Durch personelle Engpässe können Frauen* nicht in Frauenhäuser 
aufgenommen und bedarfsgerecht unterstützt werden.56

5.4 Genitalverstümmelung/-beschneidung

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 23 und 24

Die Zahl der von weiblicher Genitalverstümmelung bzw. -beschneidung betroffenen 
Mädchen* und Frauen* nimmt zu: In Deutschland lebten 2017 mehr als 60.000 betroffe-
ne Frauen.57 Spezielle Beratungsangebote gibt es nur vereinzelt. Die genitalverändernden 
Operationen an intergeschlechtlich geborenen Kindern kommen noch hinzu.58

Im Asylverfahren fehlen ausreichend sachgerechte Beratung und Sensibilität der Mitar-
beiter*innen in Behörden, in Flüchtlingsunterkünften und im Hilfesystem, um gefährdete 
sowie betroffene Mädchen* und Frauen* schützen zu können und zu unterstützen. 
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5.5 Gewalt gegen geflüchtete Mädchen* und Frauen*

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 26 

Geflüchtete Mädchen* und Frauen* sind besonders gefährdet, Opfer von (sexualisierter) 
Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch zu werden. Für sie ist es schwieriger, Schutz vor 
Gewalt zu finden aufgrund von mangelnden Sprachkenntnissen, fehlenden finanziellen 
Ressourcen sowie alternativen Wohnmöglichkeiten. 

Die „Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünf-
ten“59 der Bundesregierung sind lediglich Empfehlungen, in vielen Einrichtungen gibt es 
keinen ausreichenden Schutz. 

Es fehlen Konzepte für die Gewaltprävention mit besonderer Berücksichtigung der Sicher-
heit von Mädchen*, Jungen* und LGBTIQ. Hier fehlt eine staatliche Gesamtstrategie60 auf 
Basis aktueller Forschungsergebnisse sowie deren koordinierte und evaluierte Umset-
zung unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft.

Die Asylverfahren sind weder gendersensibel, altersgerecht noch inklusiv. Es fehlen Ge-
waltpräventionsansätze in der Beratung der Eltern. Fehlende Zugänge zu Bildung und öko-
nomischen Ressourcen, zum Teil eingeschränkte Deutschkenntnisse, ausländerrechtliche 
Barrieren und Unkenntnis über Unterstützungsmöglichkeiten erschweren die Loslösung 
aus Gewaltbeziehungen.

Mädchen* und Frauen* werden in Länder abgeschoben, in denen ihnen geschlechts
spezifische Verfolgung droht. Migrant*innen und geflüchtete Frauen* haben – trotz Gewalt
erfahrungen in der Ehe – vor Ablauf einer dreijährigen Ehebestandszeit kein vom/von der 
Ehepartner*in unabhängiges Aufenthaltsrecht, weil geschlechtsspezifische Gewalt nicht 
als Härtegrund anerkannt wird.61
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5.6 Gewalt an Mädchen* und Frauen* mit Behinderungen

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 26

Mädchen und Frauen mit Behinderungen in Deutschland erleben zwei bis dreimal häu-
figer (sexualisierte) Gewalt als Mädchen und Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt.62 
Mädchen* mit sogenannter geistiger Behinderung sind die „bisher stark vernachlässigte 
Hochrisikogruppe“.63 Gleiches lässt sich für gehörlose Mädchen* und Frauen* sagen. Es 
mangelt an umfassenden Schutzmaßnahmen. So sind nur etwa 10 % der Frauenhäuser, 
mit Einschränkungen, nutzbar für Frauen* mit Behinderungen. Hier soll ein von der Bun-
desregierung geplantes Investitionsprogramm ansetzen.

Durch ihre Vulnerabilität sind Mädchen* und Frauen* mit Behinderung besonders gefähr-
det, Opfer von Gewalt zu werden. Es fehlen umfassende und koordinierte Schutzmaß-
nahmen für Mädchen* und Frauen* vor geschlechtsspezifischer Gewalt. Es gibt keinen 
unabhängigen Beschwerdemechanismus für Einrichtungen der Behindertenhilfe. Es gibt 
keine umfassende wirksame, mit angemessenen Finanzmitteln ausgestattete Strategie 
zum Gewaltschutz; insbesondere fehlt die Gewährleistung des Gewaltschutzes im öf-
fentlichen und privaten Umfeld.64 Die Einrichtungen sind oftmals geschlossene Systeme, 
Übergriffe bleiben unentdeckt. Besonders Mädchen* und Frauen* mit sogenannter geisti-
ger Behinderung sind eingeschränkt, selbstständig außerhalb der Einrichtung Unterstüt-
zung zu suchen. Unterstützungsangebote für gewaltbetroffene Mädchen* und Frauen* 
sind überwiegend nicht barrierefrei zugänglich, nicht niederschwellig und zielgruppen
gerecht. Von der Kinder- und Jugendhilfe werden Mädchen mit Behinderung mit Gewalt
erfahrungen auf klassische Einrichtungen der Behindertenhilfe verwiesen, die häufig  
keinen Gewaltschutz leisten können.65

5.7 Menschenhandel

Vertragstext CEDAW: Artikel 6
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 29 und 30

Menschenhandel und Ausbeutung von Mädchen* und Frauen* finden in vielen Bereichen 
statt, bspw. als sexuelle Ausbeutung, Arbeitsausbeutung, Zwang zum Begehen kriminel-
ler Handlungen oder als Zwangsbettelei. Die Betroffenen haben das Recht auf Schutz, 
Unterstützung und Entschädigung. Diese Rechte können aber wegen fehlender Sicherheit 
und Perspektiven oftmals nicht oder nur schwer in Anspruch genommen werden. Einen 
sicheren Aufenthaltstitel für Drittstaatsangehörige, der unabhängig von einer Aussage im 
Strafverfahren besteht, gibt es nach wie vor nicht.
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Die notwendige einheitliche und ausreichende Alimentierung für Betroffene, die ihren Be-
dürfnissen, z. B. auf medizinische oder therapeutische Versorgung gerecht wird, fehlt. Ein 
flächendeckendes Unterstützungsangebot für Betroffene aller Formen von Menschen-
handel und Ausbeutung, das auch deren sichere Unterbringung umfasst, ist nach wie vor 
nicht vorhanden, spezialisierte Fachberatungsstellen sind nicht ausreichend und langfris-
tig finanziell abgesichert.

Eine politische Gesamtstrategie und Koordination zur Bekämpfung aller Formen des 
Menschenhandels, die einen menschenrechtsbasierten Ansatz verfolgt, ist notwendig.

5.8 Digitale Gewalt

Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 12 und 19

Die Bundespolitik ist durch Vereinbarungen, wie der Istanbul-Konvention des Europa
rates, verpflichtet, wirkungsvolle Maßnahmen zur Abschaffung psychischer und damit 
auch digitaler Gewalt gegen Mädchen* und Frauen* umzusetzen. Digitale Gewalt ist ein 
wachsendes globales Muster, von dem überproportional Mädchen* und Frauen* be-
troffen sind. Weil digitale Gewalt nicht als solche wahrgenommen, eingeordnet und an
erkannt wird, werden verfügbare rechtliche Instrumente des Strafgesetzbuches oftmals 
nicht umfassend im Interesse der Geschädigten genutzt.66
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6 GESUNDHEIT 
6.1 �Geschlechtersensible und inklusive Gesundheitsforschung, 

-information und -versorgung

Vertragstext CEDAW: Art. 12
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 19, 53 und 54
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 8, 9, 37 und 38 

Weder die Bundes- noch die Landesregierungen haben ein konsistentes geschlechtersen-
sibles und gleichstellungsorientiertes System zur Bekämpfung des Sex- und Genderbias 
in der Gesundheitsversorgung erarbeitet. Unabdingbar ist eine durchgängig geschlech-
tersensible medizinische Forschung und Leitlinienentwicklung sowie eine durchgängig 
nach Geschlecht spezifizierte Berichterstattung über das Versorgungsgeschehen und die 
Versorgungsqualität, bspw. von Krankenkassendaten oder der gesetzlich verpflichtenden 
Qualitätssicherung. 

Für Frauen* sind Verhütung, Screeninguntersuchungen, Hormon- und Schmerzbehand-
lungen besonders relevant. Für eine informierte Entscheidung und Patient*innenautono-
mie, wie sie das Patient*innenrechtegesetz vorsieht67, fehlen über die gesamte Versor-
gungskette von Prävention, Screening, Diagnostik, Behandlung, Rehabilitation, Pflege und 
Palliativmedizin die hierfür notwendigen Strukturen und Ressourcen und entsprechende 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsmodule für Gesundheitsberufe und eine höhere Anerken-
nung der sprechenden Medizin. Unzureichende Gesundheitskompetenz steht im Zusam-
menhang mit riskanterem Verhalten, schlechterer Gesundheit, weniger Selbstmanage-
ment, mehr Krankenhauseinweisungen und höheren Kosten.68

Stark eingeschränkt sind Mädchen* und Frauen* mit Behinderung in ihrem Recht auf freie 
Ärzt*innenwahl sowie ausreichende Aufklärung und Teilhabe an Vorsorgeuntersuchun-
gen. Es fehlen bundeseinheitliche Vorgaben zu Mindeststandards für Barrierefreiheit 
sowie standardisierte Auskunftssysteme, Vergütungszuschläge für einen höheren Auf-
wand, verpflichtende Behinderung berücksichtigende Bildungsmodule für alle Gesund-
heitsberufe, fachliche Kenntnisse, adäquate Untersuchungs- und Behandlungsmethoden 
sowie eine bedarfsgerechte Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln.69
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6.2 Frauenspezifische Erkrankungen

Vertragstext CEDAW: Artikel 12
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 24

Bei der Versorgung frauenspezifischer Erkrankungen gibt es Defizite. Eingriffe an ihren 
inneren oder äußeren Geschlechtsorganen bedeuten für Frauen* zumeist auch eine 
Konfrontation mit den verschiedenen kulturellen Normen von Weiblichkeit. Immer noch 
werden im Übermaß gesunde Organe wie Gebärmutter und Eierstöcke entfernt.70 Die 
Endometriose wird zu oft lange nicht erkannt und steht trotz zahlreicher betroffener  
Frauen nicht im Fokus der Forschung. Brustkrebs ist die häufigste Todesursache von Frau-
en unter 65 Jahren in Deutschland. Den im europäischen Vergleich in Deutschland hohen 
Ausgaben für Aufklärungs- und Versorgungsleistungen steht eine überdurchschnittliche 
Erkrankungs- und Mortalitätsrate gegenüber.71 Der oft lange Erkrankungsverlauf und  
Sekundärerkrankungen bewirken eine existenzgefährdende finanzielle Schlechterstellung 
der Betroffenen. Zusammenhänge zwischen Brustkrebserkrankungen bzw. Rezidiven und 
modernem Erwerbsleben, Umweltgiften sowie krankheitsfördernden Umweltfaktoren 
sind unzureichend untersucht.

6.3 Reproduktive Gesundheit und Selbstbestimmung

Vertragstext CEDAW: Artikel 12
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 24
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 23 (d), 37 (b) und 38 (b) 
Zwischenbericht Deutschland 2019

Das Recht auf Aufklärung und selbstbestimmte Familienplanung für alle Mädchen* und 
Frauen* muss den Zugang zu selbst gewählten, kostenlosen Verhütungsmitteln einschlie-
ßen.72 Die Versorgung aller Schwangeren ist bedarfsgerecht zu gestalten.73 Diskriminie-
rungen schwangerer geflüchteter Frauen* durch das Behandlungsschein-System sind 
abzubauen, einheitliche Abschiebeschutzfristen für die gesamte Schwangerschaft, Ge-
burt und danach sind einzuführen und die zumeist ehrenamtliche Hilfe und Betreuung für 
Frauen* ohne Papiere ist verstärkt durch staatlich finanzierte Hilfestrukturen zu ergänzen. 

Die Kaiserschnittquote ist in Deutschland mit rund 32 % zu hoch.74 Eine übermäßige Ri-
sikobetonung und ökonomische Fehlanreize führen zu einer inadäquaten Beeinflussung 
des Geburtsmodus. Frauen* brauchen eine verbesserte Betreuung durch Hebammen und 
sozial-medizinische Netzwerke. Für Gewalt in der Geburtshilfe ist zu sensibilisieren und 
Abhilfe zu schaffen. 
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Das Strafgesetzbuch kriminalisiert Schwangere bei einem Schwangerschaftsabbruch 
und Gynäkolog*innen, die einen uneingeschränkten Informationszugang zu Möglichkei-
ten und Methoden des Schwangerschaftsabbruchs bieten.75 Entgegen der Forderung des 
CEDAW-Ausschusses existieren nach wie vor Straftatbestände nach §§ 218 und 219a 
StGB. Die diesbezüglichen Antworten der Bundesregierung im CEDAW-Zwischenbericht 
2019 sind nicht ausreichend. 

Es fehlt in der Weiterbildungsordnung für Ärzt*innen die Durchführung von Schwanger-
schaftsabbrüchen als verpflichtender Bestandteil der Fachärzt*innenausbildung.76 Es gibt 
keine Standards und Leitlinien zur fachgerechten Durchführung von Schwangerschafts-
abbrüchen.

Nach wie vor existiert kein modernes Fortpflanzungsmedizingesetz. In Deutschland sind 
teilweise unabhängige, evidenzbasierte Informationen nicht vorhanden und sichere Me-
thoden der pränatalen Diagnostik und Reproduktionsmedizin werden nicht gewährleistet.77 
Die aktuelle Rechtslage gewährt auch noch nicht allen Frauen* unabhängig von ihrer se-
xuellen Identität, Partnerschaftsstatus oder finanziellen Möglichkeiten gleiche Zugangs-
rechte. Das Reproduktionsrecht von intergeschlechtlich geborenen Menschen wird nicht 
geachtet.

6.4 Gewalt gegen Mädchen* und Frauen* 

Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 19 und 35
Abschließende Bemerkungen CEDAW–Ausschuss 2017: Ziffern 23 (d), 24 (d), 25 und 26 

Sexualisierte körperliche und psychische Gewalt führt zu körperlichen Verletzungen, 
Schmerzen, psychischen Beschwerden und Einschränkungen in der reproduktiven Ge-
sundheit.78 Gesundheitsfachkräfte können Gewaltfolgen oft nicht erkennen und die erfor-
derliche Vernetzungsarbeit nicht leisten.79 

Für gewaltbetroffene Frauen* mit komplexen Traumafolgestörungen und ihren Kindern 
fehlen ausreichend ambulante psychotherapeutische und stationäre sowie tagesklini-
sche Versorgungsangebote. Lange Wartezeiten auf Therapieplätze, mangelnder Zugang 
zu stationären Angeboten für Frauen* mit kleinen Kindern und die Begrenzung auf Kurz-
zeittherapien erschweren Gewaltopfern die therapeutische Aufarbeitung. Besonders 
wichtig ist die Sicherstellung der psychotherapeutischen Versorgung durch Psychothera-
peut*innen in Frauenhäusern und Frauenberatungsstellen.80

Obwohl Gewalterfahrungen in der professionellen als auch familiären Pflege zum All-
tag gehören, gibt es hierzu in Deutschland kaum Studien. Um psychische und physische 
Misshandlungen, pflegerische und psychosoziale Vernachlässigung, Freiheitseinschrän-
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kungen, Psychopharmaka(miss)brauch und sexuelle Übergriffe aufzudecken, brauchen 
wir dringend mehr Wissen und eine verbesserte Gewaltprävention. Frauen* sind aufgrund 
ihrer längeren Lebenserwartung am meisten betroffen.

Jährlich finden ca. 1.900 geschlechtsangleichende Operationen bei Kindern unter 10 Jahren 
statt.81 Intergeschlechtlich geborene Kinder müssen vor geschlechtszuweisenden Opera-
tionen und Gonadektomien im Sinne einer intergeschlechtlichen Genitalverstümmelung 
geschützt werden. Nicht diskriminierungsfrei ist auch die Gesundheitsversorgung trans-
geschlechtlicher Menschen im Rahmen des Leistungskataloges der gesetzlichen Kran-
kenkassen.82

6.5 Lebensqualität und Teilhabe älterer Frauen* 

Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 27

Bei Frauen in der Lebensmitte, älteren und alten Frauen zeigen sich die Auswirkungen des 
Gender Care Gaps und des Gender Pension Gaps sowohl im Hinblick auf ihre gesundheit-
liche Lebensqualität als auch ihrer sozialen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Teilhabe an Entscheidungsmacht und Ressourcen.83 Nach dem UN-Überprüfungsprozess 
der Umsetzung des Weltaltenplans (MIPAA) hat sich die Bundesregierung endlich für 
die Schaffung eines internationalen Rechtsinstrumentes zum Schutz älterer Menschen 
ausgesprochen.84 Eigeninitiative öffentliche partizipative Dialoge zur Ausgestaltung die-
ses Rechtsinstrumentes erfolgen aber leider nicht. Diese Reserviertheit erklärt sich ange-
sichts der besonderen Betroffenheit von Frauen* nicht. Ungenutzt sind so eine verstärkte 
öffentliche Sensibilisierung und Bewusstheit für notwendige zielgenauere Politiken und 
Maßnahmen. Vertan werden auch Chancen auf mehr Partizipation und Selbstwirksam-
keit älterer Frauen.85
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7 INTERNATIONALES
7.1 Pekinger Aktionsplattform

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 51

Deutschland hat sich verpflichtet, die Pekinger Erklärung und die Aktionsplattform der 
vierten Weltfrauenkonferenz umzusetzen. Es gibt jedoch keinen Nationalen Aktionsplan 
zur Umsetzung der Aktionsplattform mit verbindlichen Zielen, Indikatoren und Ressour-
cen. Es gibt keine ausreichenden Bemühungen seitens der Bundesregierung, die Erklärung 
und die Aktionsplattform bekannt zu machen. Eine Mobilisierung und Beteiligung von Ins-
titutionen und zivilgesellschaftlichen Organisationen hat nicht stattgefunden. 

7.2 Nachhaltige Entwicklungsziele (SDGs) und Klimawandel

Vertragstext CEDAW: Artikel 2, 7
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 28 und 37
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 16, 18 (c) und 52

Der Klimawandel ist nicht geschlechtsneutral. Doch findet die deutsche Klimapolitik 
weitgehend „geschlechtsblind“ statt: Weder wird das unterschiedliche Ausmaß der Be-
troffenheit von Männern* gegenüber Mädchen* und Frauen* berücksichtigt, noch werden 
die großen Kompetenzen wahrgenommen, mit denen Frauen* in den am stärksten betrof-
fenen Ländern bereits heute auf die Folgen reagieren, um trotz der stark veränderten Um-
weltbedingungen (wie z. B. Dürre und/oder Starkregen) das Überleben der Familien – z. B. 
durch veränderte Anbaumethoden oder die Sicherung traditionell resistenter Saaten – zu 
sichern.86 Bis heute wird in politischen Konzepten und nationalen Strategiepapieren oft 
höchstens am Rande auf ihre wichtige Rolle und Verantwortlichkeit bei der Überlebenssi-
cherung in einer sich verändernden Umwelt Bezug genommen. Dieses geschieht obwohl 
bereits die UNCED-Deklaration von 1992 und das Übereinkommen zur biologischen Viel-
falt auf die „vitale Rolle“ von Frauen* für eine global nachhaltige Entwicklung hingewiesen 
haben.

Deutschland ist im Rahmen von CEDAW verpflichtet, vorhersehbare Verletzungen der 
Rechte von Mädchen* und Frauen* zu vermeiden, unter anderem durch geeignete Maß-
nahmen zur Eindämmung des Klimawandels. Die derzeitigen deutschen Klimaziele sind 
weder ehrgeizig noch geschlechtersensibel genug, um die Ziele des Pariser Abkommens 
zu erreichen. Deutschland ist Vertragsstaat der UNFCCC und des Pariser Abkommens 
und hat noch keine Maßnahmen ergriffen, um eine effektive Geschlechterperspektive in 
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die Klimapolitik, -planung und -aktion auf nationaler, regionaler und lokaler Verwaltungs-
ebene zu integrieren. Dies gilt auch für die empfohlenen Aktivitäten des im Rahmen der 
UNFCCC 2017 angenommenen Gender-Aktionsplans.

Die Maßnahmen des entwicklungspolitischen Aktionsplans zur Gleichberechtigung der Ge-
schlechter 2016-2020 im Schwerpunkt 10 („Klimawandel und Katastrophenmanagement“) 
erfüllen nicht die extraterritoriale Verpflichtung Deutschlands zur vollständigen Umsetzung 
des CEDAW-Abkommens einschließlich der Allgemeinen Empfehlungen Nr. 28 und Nr. 37. 
Die Ressorts des Auswärtigen Amts und der Wirtschaft tragen durch ihre Maßnahmen, 
Projekte und Kooperationen mit privaten Akteur*innen nicht ausreichend zu dieser extra-
territorialen Verpflichtung (vollständige Umsetzung von CEDAW) unter den Bedingungen 
des fortschreitenden Klimawandels bei. In der Präambel und im Beschlusstext der Agenda 
2030 wird mehrfach die Rolle von Geschlechtergerechtigkeit betont und festgestellt, dass 
dies für alle Ziele gilt.87

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (DNS) kann den Anspruch der internationalen 
Agenda 2030, niemanden zurückzulassen, nicht erfüllen. Sie verweist v.a. auf Maßnah-
men zur Gleichstellung von Frauen* und Männern* auf dem Arbeitsmarkt, ignoriert je-
doch die geschlechterbasierte Diskriminierung und Benachteiligung in umwelt- und kli-
mabezogenen Bereichen. Eine Studie zur SDG 5 Umsetzung in Deutschland ergab, dass 
es zu wenige interministerielle Verknüpfungen zwischen Nachhaltigkeitsthemen und der 
Geschlechtergerechtigkeit gibt.88 Der anstehende Überarbeitungsprozess der DNS 2020 
muss sicherstellen, dass ausreichend geschlechtergerechte Indikatoren entwickelt wer-
den, um diese genderpolitischen Mängel im eigenen Land zu lösen. Geschlechtsspezi-
fisch aufgeschlüsselte Indikatoren und die Erhebung entsprechender Daten sind v.a. auch 
international eine Grundvoraussetzung, um die Ursachen der Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern in Bezug auf Mobilität und Energieversorgung zu erheben und politisch zu 
bekämpfen. Die Bundesregierung erfüllt ihre internationalen Verpflichtungen nicht, um 
zu einer geschlechtergerechten Implementierung der SDGs beizutragen. Die in Deutsch-
land und Europa vorhandene Genderexpertise muss bei der Entwicklung klimapolitischer 
Maßnahmen als Grundlage einer geschlechtergerechten Klimapolitik und deren Verfah-
rensabläufe eingebunden werden.89

7.3 Gleichberechtigung in der Entwicklungszusammenarbeit

Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 17 (f) und 18 (f)

Im übersektoralen Konzept zur „Gleichstellung der Geschlechter in der deutschen Ent-
wicklungspolitik“ des BMZ sind die Förderung der Geschlechtergerechtigkeit und die 
Stärkung der gesellschaftlichen und politischen Teilhabe von Frauen als ein zentrales Ziel 
verankert.90 2017 lag jedoch nur einem Prozent der bilateralen Fördermittel Gleichberech-
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tigung als Hauptziel (GG2) zugrunde, während bei 40 % der Fördermittel Gleichberech-
tigung als eines von mehreren Nebenzielen genannt war (GG1). Es fließen immer noch 
mehr als die Hälfte der ODA-Leistungen in Vorhaben, die keine Gleichberechtigungsziele 
verfolgen (GG0).

Die konkreten Schwerpunkte und Maßnahmen, durch die das BMZ das übergreifende Ziel 
implementieren will, sind im Gender Aktionsplan II (GAP II) festgehalten. Allerdings be-
ziehen sich dort alle beschriebenen Maßnahmen auf erwachsene Frauen*, während Mäd-
chen* und junge Frauen* nicht erwähnt werden. Deren Bedürfnisse und Bedarfe werden 
weder programmatisch noch strategisch berücksichtigt.

7.4 Frauenrechte in der globalen Wirtschaftspolitik

Vertragstext CEDAW: Artikel 2
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 15 und 16
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 54

Handels- und Außenwirtschaftspolitik werden nach wie vor betrieben, ohne dass die 
Perspektive von Mädchen* und Frauen* konsequent und verbindlich im Handeln der po-
litischen Entscheidungsträger*innen berücksichtigt wird. Politische Maßnahmen, ein-
schließlich bi- und multilaterale Finanz-, Kredit- und Investitionsmaßnahmen werden 
nicht umfassend daraufhin geprüft, ob die Perspektive von Mädchen* und Frauen* und 
deren Bedürfnisse, Bedarfe und Interessen adäquat berücksichtigt und gewährleistet 
sind. Die Zivilgesellschaft leistet Aufklärungsarbeit am Beispiel der Produktions- und Lie-
ferketten etwa von Bekleidung, wo in jeder Etappe die Rechte von Mädchen* und Frauen* 
zu prüfen und sicherzustellen sind. Es ist jedoch Aufgabe der Politik, deren Diskriminie-
rung zu bekämpfen und ihre Rechte zu garantieren.91

Die Bundesregierung lässt zu, dass sich nur wenige klein- und mittelständische Firmen 
diesen Anforderungen „freiwillig“ stellen. Es ist keine proaktive Politik erkennbar, die 
weltweit agierende Unternehmen verpflichtet; es gibt keine Anreize oder Sanktionen. Der 
Nationale Aktionsplan „Wirtschaft und Menschenrechte“ bezieht nur wenige Organisati-
onen der Zivilgesellschaft ein; Frauenrechte sind kaum ein Thema. Die Bundesregierung 
engagiert sich beim UN-Treaty-Prozess nicht ausreichend, damit sich globale Unterneh-
men zur Umsetzung von Menschenrechten verpflichten und sich für Arbeitsrechte, ins-
besondere für Frauen*, einsetzen.

Im Juni 2019 wurde die ILO-Konvention gegen Gewalt am Arbeitsplatz C19092 verab-
schiedet. Die Bundesregierung muss das Übereinkommen konsequent ohne zeitliche 
Verzögerung ratifizieren und in nationales Recht umsetzen.
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7.5 Frauen, Frieden, Sicherheit – UNSCR 1325

Vertragstext CEDAW: Artikel 1, 2, 12 
Allgemeine Empfehlungen CEDAW: Nr. 28 und 37 
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 15, 16 (d), 26 (d) und (g), 
27, 28, 30 und 51

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen ihres nicht-ständigen Sitzes im UN-Sicherheits-
rat nicht für eine feministische Außenpolitik ausgesprochen. Trotz intensiver Gespräche 
und Beratungen ist sie damit nicht dem Vorbild Schwedens und Kanadas gefolgt. Jedoch 
hat sie mit der UN-Sicherheitsratsresolution 2467 das Prinzip der Strafbarkeit aller For-
men sexualisierter Gewalt und Gewalt gegen Mädchen und Frauen in Konflikten gestärkt, 
eine Initiative, die die Zivilgesellschaft begrüßt. Leider konnte sie nicht verhindern, dass 
der sichere Zugang zu reproduktiver Gesundheit für Überlebende sexualisierter Kriegsge-
walt aus dem Resolutionstext entfernt werden musste.93

Die Umsetzung extraterritorialer Verpflichtungen Deutschlands ist mangelhaft. Dies be-
trifft zurzeit insbesondere die Bevölkerung im Jemen, besonders die jemenitischen Mäd-
chen* und Frauen*. Diese leiden nicht nur am stärksten unter der massiven Hungersnot 
und der größten humanitären Krise dieser Zeit, sondern sie werden zudem aus Armuts-
gründen versklavt. Deutsche Waffenexporte haben nicht nur in der Region des Nahen 
Ostens negative Auswirkungen auf die Rechte und Sicherheit von Mädchen*und Frauen*, 
sondern auch in weiteren Ländern mit zweifelhaftem Menschenrechtsverständnis. Ins-
besondere trägt die stark ansteigende Lizenzierung des Besitzes von Kleinwaffen – auch 
in Deutschland – zu einem Anstieg von geschlechtsspezifischer Gewalt im Alltag bei 
und untergräbt die Prävention von Konflikten als eine der Hauptsäulen der Frauen-Frie-
dens-Sicherheitsagenda. Es fehlen transparente und geschlechtersensible Kriterien der 
Lizenzvergabe und zur Kontrolle in Deutschland sowie bei Waffenexporten.94

7.6 Menschenrecht auf Frieden

Vertragstext CEDAW: Artikel 1, 2, 5, 6, 12
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffer 28  

In der im November 2016 von der UN-Generalversammlung verabschiedeten „Erklärung 
über das Recht auf Frieden“ wurde ein Recht für alle begründet, Frieden zu genießen, so-
mit auch für jedes Mädchen* und jede Frau*. Die Bundesregierung hat bisher keine Schrit-
te zur Stärkung des Menschenrechts auf Frieden eingeleitet. Es wurden auch keine wei-
teren Maßnahmen geplant, wie z. B. einen Überprüfungsausschuss in Genf einzurichten, 
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durch den ein Dialogverfahren in Gang gesetzt und eine weiterreichende Wirkung ent-
faltet werden könnte. Weiter fehlt ein Fakultativprotokoll über ein Beschwerdeverfahren.

7.7 Europäische Union

Vertragstext CEDAW: Artikel 2 
CEDAW Fakultativprotokoll: Artikel 13
Abschließende Bemerkungen CEDAW-Ausschuss 2017: Ziffern 9 und 10

CEDAW stellt das wichtigste und umfassendste internationale Rechtsinstrument zur 
Durchsetzung von Frauenrechten dar. Die Bundesregierung hat sich bisher nicht dafür 
eingesetzt, dass die EU – analog der UN-Behindertenrechtskonvention – auch CEDAW 
unterzeichnet. Das EU-Recht und die EU-Politik zur Verwirklichung der Gleichstellung 
der Geschlechter würden einen Mehrwert erzielen, wenn CEDAW als wesentlicher in-
ternationaler Rechtsrahmen für die Formulierung der EU-Rechtsvorschriften verwendet 
würde.95 
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